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des Betroffenen schließen, wenn das von ihm geforderte 
Fahreignungsgutachten nicht beigebracht wird. Doch lässt 
sich weder dieser Bestimmung noch anderen Regelungen 
entnehmen, dass damit auch das in § 29 Abs. 6 und 7 des 
Straßenverkehrsgesetzes (StVG) angeordnete Verwertungs­
verbot für im Fahreignungsregister zu tilgende Eintragungen 
durchbrochen wird. Die Nichtbeibringung des Gutachtens 
hat keine gegenüber der zu tilgenden Anlasstat eigenstän­
dige Bedeutung für die Beurteilung der Fahreignung des 
Betroffenen. 

• Pressemitteiiung OLG Dresden vom 25.11.2020 

Einspruch gegen Biitzer-Bußgeldbescheid erfolglos 
Beschl. V. 09.11.2020 - OLG 23Ss 620/20(Z) 

Ergebnis eines standardisierten Messverfahrens darf auch 
ohne nachträgliche Überprüfbarkeit verwertet werden. 

Der Versuch eines Pkw-Fahrers, das Bußgeld wegen einer 
Geschwindigkeitsüberschreitung zu Fall zu bringen, ist vor 
dem Oberlandesgericht gescheitert. Der Pkw-Fahrer hatte 
eingewandt, die Geschwindigkeitsmessung sei nicht ver­
wertbar. Dabei stützte er sich auf eine Entscheidung des 
Verfassungsgerichtshofs des Saarlandes, die auch in den 
Medien für viel Aufsehen gesorgt hatte. Sie hatte Betrof­
fenen Hoffnung gemacht, sich gestützt darauf, erfolgreich 
gegen Bußgeldbescheide eines bestimmten Messverfahrens 
wehren zu können. 

Nachdem der Verfassungsgerichtshof des Saarlandes im Juli 
2019 entschieden hatte, dass die Fotos der Blitzer vom Typ 
TraffiStar S350 als Beweise für ein Bußgeldverfahren nicht 
zulässig seien (Urt. v. 05.07.2019, Az.: Lv7/17), beschäftig­
te eine Vielzahl von Einsprüchen gegen Bußgeldbescheide 

wegen Geschwindigkeitsübertretungen die Justiz in der 
Bundesrepublik Deutschland. 
Nun lag dem Oberlandesgericht Dresden ein solcher Fall zur 
Entscheidung vor. 

Streitpunkt war auch hier die Frage, ob die mit einem 
standardisierten Messverfahren unter Verwendung des 
Messgeräts TraffiStar S350 gewonnenen Messergebnisse 
wegen der erfolgten Löschung oder Nichtspeicherung von 
sogenannten Rohmessdaten einem Beweisverwertungsver­
bot unterliegen und die Verwendung der Messergebnisse 
gegen den Grundsatz des fairen Verfahrens verstößt. Als 
Grund dafür wird angeführt, dass durch das Fehlen der 
Rohmessdaten eine Befundüberprüfung und eine Plausibi-
lisierung unmöglich seien. 

Der zuständige Bußgeldsenat hat sich hier der - soweit 
ersichtlich - außerhalb des Saarlandes in der Rechtspre­
chung der Oberlandesgerichte einheitlich vertretenen 
Auffassung angeschlossen. Danach ist die Verwertbar­
keit der Ergebnisse eines standardisierten Messverfah­
rens nicht von dessen nachträglicher Überprüfbarkeit 
anhand von aufzuzeichnenden, zu speichernden und an 
den Betroffenen auf Verlangen herauszugebenden Roh­
messdaten abhängig. Die fehlende Reproduzierbarkeit 
der zum einzelnen Messwert führenden Berechnung 
berührt bei einem ordnungsgemäß angewandten stan­
dardisierten Messverfahren weder den Anspruch auf ein 
faires Verfahren noch den Anspruch auf eine effektive 
Verteidigung. 

Die Entscheidung wird veröffentlicht und ist unter ande­
rem in der Rechtsprechungsdatenbank ESAMOSplus https:// 
www.justiz.sachsen.de/esamosplus/pages/index.aspx nach­
zulesen. 

Rechtsprechung 

Pressemitteilung BVerfG vom 15.12.2020 

Erfolgreiche Verfassungsbeschwerde zum 
Zugang zu außerhalb der Bußgeldakte be­
findlichen Rohmessdaten 
BVerfG, Beschl. v. 12.11.2020 - 2 BvR 1616/18 
Mit heute veröffentlichtem Beschluss hat die 3. Kammer 
des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts einer 
Verfassungsbeschwerde stattgegeben, die den Zugang 
des Betroffenen im Bußgeldverfahren wegen Geschwin­
digkeitsüberschreitung zu Informationen betrifft, die 

nicht Teil der Bußgeldakte waren. Der Beschwerdeführer 
begehrte zunächst im Rahmen des behördlichen Buß­
geldverfahrens erfolglos Zugang zu Informationen, unter 
anderem der Lebensakte des verwendeten Messgeräts, 
dem Eichschein und den sogenannten Rohmessdaten, die 
sich nicht in der Bußgeldakte befanden. Der gegen den 
anschließend erlassenen Bußgeldbescheid eingelegte Ein­
spruch blieb vor den Fachgerichten erfolglos. Der begehr­
te Zugang zu den Informationen wurde dem Beschwerde­
führer auch von den Fachgerichten vor seiner Verurtei­
lung nicht gewährt. Die Entscheidungen der Fachgerichte 
verletzen den Beschwerdeführer in seinem Recht auf ein 
faires Verfahren aus Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 20 Abs. 3 GG. 
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Sachverhalt: 
Der Beschwerdeführer beantragte im Rahmen eines Biiß-
geldverfahrens wegen einer Geschwindigkeitsüberschreitung 
Einsicht insbesondere in die gesamte Verfahrensakte, die Le­
bensakte des Messgerätes, die Bedienungsanleitung des Her­
stellers, die Rohmessdaten der gegenständlichen Messung 
und in den Eichschein des verwendeten Messgerätes. Die 
Bußgeldstelle gewährte daraufhin Einsicht in die Bußgeld­
akte, die neben dem Messprotokoll und dem Messergebnis 
auch den Eichschein des eingesetzten Messgerätes enthielt. 
Die Bedienungsanleitung zu dem verwendeten Messgerät 
wtirde dem Beschwerdeführer als Datei auf der Internetseite 
der Bußgeldstelle zugänglich gemacht. Bezüglich der übrigen 
angefragten Informationen teilte die Behörde mit, dass diese 
nicht Bestandteil der Ermittlungsakte seien und nur auf ge­
richtliche Anordnung vorgelegt würden. 

Gegen den anschließend erlassenen Bußgeldbescheid legte 
der Beschwerdeführer Einspruch ein und wiederholte sein 
Gesuch. Einen Antrag des Beschwerdeführers auf gerichtliche 
Entscheidung verwarf das Amtsgericht als unzulässig, da der 
Beschwerdeführer nicht mehr beschwert sei. Aufgrund des 
Einspruchs werde nunmehr im gerichtlichen Bußgeldverfah­
ren eine umfassende Prüfung erfolgen, ob der Beschwerde­
führer die ihm vorgeworfene Straßenverkehrsordnungswid­
rigkeit tatsächlich begangen habe. 

In der Hauptverhandlung wies das Amtsgericht die Anträge 
des Beschwerdeführers auf Aussetzung der Hauptverhand­
lung und gerichtliche Entscheidung gem. § 46 Abs. 1 OWiG 
i.V.m. § 238 Abs. 2 StPO zurück, verurteilte ihn wegen Uber-
schreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit außerhalb 
geschlossener Ortschaften um 30 km/h zu einer Geldbuße 
und erteilte ihm ein einmonatiges Fahrverbot. Der begehrte 
Zugang zu den Informationen wurde dem Beschwerdeführer 
ztivor nicht gewährt. Das Amtsgericht führte zur Begründung 
der Verurteilung aus, bei einer Geschwindigkeitsmessung mit 
dem zum Einsatz gekommenen Messgerät handele es sich um 
ein sogenanntes standardisiertes Messverfahren. Das Gerät sei 
geeicht gewesen und durch geschultes Personal entsprechend 
den Vorgaben der Bedienungsanleittmg des Herstellers einge­
setzt worden. Die Richtigkeit des gemessenen Geschwindig­
keitswerts sei damit indiziert. Konkrete Anhaltspunkte, die 
geeignet wären, Zweifel an der Funktionstüchtigkeit oder der 
sachgerechten Handhabung des Messgeräts und deshalb an 
der Richtigkeit des Messergebnisses zu begründen, seien im 
Rahmen der Hauptverhandlung nicht entstanden und auch 
im Vorfeld vom Beschwerdeführer nicht vorgetragen wor­
den. Das Oberlandesgericht Bamberg verwarf die dagegen 
eingelegte Rechtsbeschwerde und führte unter anderem aus, 
dass ein Verstoß gegen den Grundsatz des fairen Verfahrens 
nicht vorliege, da es allein um eine Frage der gerichtlichen 
Aufklärungspflicht gehe. Der Betroffene habe im Verfahren 
ausreichende prozessuale Möglichkeiten, sich aktiv an der 
Wahrheitsfindung zu beteiligen. Eine Beiziehung von Beweis­
mitteln oder Unterlagen sei allerdings unter keinem recht­
lichen Gesichtspunkt geboten. 

Mit seiner Verfasstuigsbeschwerde rügt der Beschwerdeführer 
unter anderem eine Verletzung seines aus Art. 2 Abs. 1 i.V.m. 
Art. 20 Abs. 3 G G folgenden Rechts auf ein faires Verfahren 
durch die Fachgerichte. 

Wesentliche Erwägungen der Kammer: 

Die zulässige Verfassungsbeschwerde ist begründet. 

Die angegriffenen Entscheidtmgen verletzen den Beschwer­
deführer in seinem aus Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 20 Abs. 3 
G G folgenden Recht auf ein faires Verfahren. 

1. Von Verfassungs wegen nicht zu beanstanden ist, dass die 
Fachgerichte von einer reduzierten Sachverhaltsaufklärungs­
und Darlegungspflicht im Fall eines standardisierten Mess­
verfahrens ausgegangen sind. 

Bei diesen Messverfahren sind nach der Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofs geringere 7\nforderungen an die Be­
weisführung und die Urteilsfeststellungen der Fachgerichte 
zu stellen. Bestehen keine Bedenken gegen die Richtigkeit 
des Messergebnisses, genügt deshalb zum Nachweis eines 
Geschwindigkeitsverstoßes grundsätzlich die Mitteilung des 
eingesetzten Messverfahrens, der ermittelten Geschwindig­
keit nach Abzug der Toleranz und des berücksichtigten To­
leranzwertes. Bei standardisierten Messverfahren sind daher 
im Regelfall — ohne konkrete Anhaltspunkte für eventuelle 
Messfehler — die Feststellungs- und Darlegungspflichten des 
Tatgerichts reduziert. Dem Betroffenen bleibt aber die Mög­
lichkeit eröffnet, das Tatgericht auf Zweifel aufmerksam zu 
machen und einen entsprechenden Beweisantrag zu stellen. 
Hierfür muss er konkrete Anhaltspunkte für technische Fehl­
funktionen des Messgerätes vortragen. Die bloße Behaup­
tung, die Messung sei fehlerhaft, begründet für das Gericht 
keine Pflicht zur Aufldärung. 

Diese Vorgehensweise der Fachgerichte im Ordnungswid­
rigkeitenverfahren ist nicht zu beanstanden. Hierdurch wird 
gewährleistet, dass bei massenhaft vorkommenden Verkehrs­
ordnungswidrigkeiten nicht bei jedem einzelnen Bußgeld­
verfahren anlasslos die technische Richtigkeit einer Messung 
jeweils neu überprüft werden muss. Dem geringeren Un­
rechtsgehalt der Ordnungswidrigkeiten gerade im Bereich 
von massenhaft vorkommenden Verkehrsverstößen kann 
durch Vereinfachungen des Verfahrensgangs Rechnung ge­
tragen werden. 

2. Aus dem Recht auf ein faires Verfahren folgt grundsätz­
lich auch im Ordnungswidrigkeitenverfahren das Recht, 
Kenntnis von solchen Inhalten zu erlangen, die zum Zweck 
der Ermittlung entstanden sind, aber nicht zur Akte ge­
nommen wurden. Wenn der Betroffene Zugang zu Infor­
mationen begehrt, die sich außerhalb der Gerichtsakte be­
finden, um sich Gewissheit über seiner Entlastung dienende 
Tatsachen zu verschaffen, ist ihm dieser Zugang grundsätz­
lich zu gewähren. Dies bedeutet allerdings nicht, dass das 
Recht auf Zugang zu den außerhalb der Akte befindlichen 
Informationen unbegrenzt gilt. Gerade im Bereich massen­
haft vorkommender Ordnungswidrigkeiten ist in Hinblick 
auf die Funktionstüchtigkeit der Rechtspflege eine sachge­
rechte Eingrenzung des Informationszugangs geboten. Die 
begehrten, hinreichend konkret benannten Informationen 
müssen deshalb zum einen in einem sachlichen und zeit­
lichen Zusammenhang mit dem jeweiligen Ordnungswid­
rigkeitenvorwurf stehen und zum anderen eine Relevanz für 
die Verteidigung aufweisen, um eine uferlose Ausforschung, 
erhebliche Verfahrensverzögerungen und Rechtsmissbrauch 
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zu verhindern. Insofern ist maßgebhch auf die Perspektive 
des Betroffenen beziehungsweise seines Verteidigers abzu­
stellen. Entscheidend ist, ob dieser eine Information ver­
ständigerweise für die Betu-teilung des Ordnungswidrigkei­
tenvorwurfs für bedeutsam halten darf 

Durch die Gewährung eines solchen Informationszugangs 
wird der Rechtsprechung zu standardisierten Messverfah­
ren nicht die Grundlage entzogen. Zwar steht dem Betrof­
fenen ein Zugangsrecht vom Beginn bis zum Abschluss des 
Verfahrens zu. Er kann sich mit den Erkenntnissen aus dem 
Zugang zu weiteren Informationen aber nur erfolgreich ver­
teidigen, wenn er diesen rechtzeitig im Bußgeldverfahren 
begehrt. Solange sich aus der Überprüfung der Informa­
tionen keine hinreichend konkreten Anhaltspunkte für die 
Fehlerhaftigkeit des Messergebnisses ergeben, bleiben die 
Aufklärungs- und Feststellimgspflichten der Fachgerichte 
nach den Grundsätzen des standardisierten Messverfahrens 
reduziert. Ermittelt der Betroffene indes konkrete Anhalts­
punkte für eine Fehlerhaftigkeit des Messergebnisses, hat 
das Gericht zu entscheiden, ob es sich — gegebenenfalls 
unter Hinzuziehung eines Sachverständigen - dennoch von 
dem Geschwindigkeitsverstoß überzeugen kann. Im Übri­
gen bleiben die Möglichkeiten zur Ablehnung von Beweis­
anträgen aus § 77 Abs. 2 OWiG unberührt. 

3. In dem Verfahren des Beschwerdeführers haben die Fach­
gerichte bereits verkannt, dass aus dem Recht auf ein faires 
Verfahren für den Beschwerdeführer grundsätzlich ein An­
spruch auf Zugang zu den nicht bei der Bußgeldakte befind­
lichen, aber bei der Bußgeldbehörde vorhandenen Informa­
tionen folgt. Entgegen der Annahme der Fachgerichte kam 
es dem Beschwerdeführer insbesondere auch nicht auf die 
Erweiterung des Aktenbestandes oder der gerichtlichen Auf­
klärungspflicht an. Vielmehr ging es ihm um die Möglichkeit 
einer eigenständigen Überprüfung des Messvorgangs, um — 
gegebenenfalls - bei Anhaltspunkten für die Fehlerhaftigkeit 
des Messergebnisses die Annahme des standardisierten Mess­
verfahrens erschüttern zu können. 

Anmerkung: 
Die Entscheidung des BVerfG beinhaltet drei bemerkenswer­
te Hauptinhalte. 

Zunächst stützt das BVerfG die Rechtspraxis der Fachgerich­
te, wonach im Fall eines standardisierten Messverfahrens von 
einer reduzierten Sachverhaltsaufklärungs- und Darlegungs­
pflicht ausgehen ist. Damit stellt sich das BVerfG auch aus­
drücklich hinter den B G H und die physikalisch-technische 
Bundesanstalt (PTB), deren jeweils akribische technische 
(PTB) und juristische (BGH) Prüfung diese effiziente und 
Verwaltungsvereinfachende sowie die Rechtsprechung effek-
tivierende Arbeitspraxis zu verdanken ist. Strafverteidiger 
werden zukünftig dennoch nicht müde werden, auch stan­
dardisierte Messverfahren weiterhin in Bußgeldverfahren bei 
Bußgeldbehörden und Bußgeldgerichten mit formalen Argu­
menten anzugreifen. Sie werden mit dieser Verzögerungstak­
tik nach dieser aktuellen Entscheidung des BVerfG allerdings 
noch weit geringere Erfolgsaussichten als zuvor haben und es 
ist der Anwaltschaft daher anzuraten, auf diese allesits ermü­
dende und womöglich lediglich noch die eigene Mandant­
schaft beeindruckende Taktiererei zu verzichten. 

Allerdings werden Strafverteidiger dann mit Erfolg ihre Ein­
sprüche gegen Bußgeldbescheide begründen können, wenn 
- wie in den hier vom BVerfG entschiedenen exemplarischen 
Verfahren - die Bußgeldbehörden und Bußgeldgerichte tech­
nische Informationen zurückhalten, die durch die Messtech­
nik konstruktionsbedingt erhoben worden sind, sich aber 
außerhalb der Gerichtsakte befinden und Mandant und 
Rechtsbeistand weder behördlich noch durch das Gericht 
zur inhaltlichen Überprüfimg auf fehlerhafte Messungen 
zur Verfügung gestellt worden sind. Hier zeichnet sich das 
juristische Spielfeld fachlich guter Rechtsanwälte ab, die mit 
gutem Judiz sehr wohl zwischen seitenfüllendem taktischem, 
aber nutzlosem juristischem Geplänkel und scharfen ver­
kehrsrechtlichen Sachargumenten zu unterscheiden wissen. 

Nach diesem zweiten erwähnenswerten Aspekt der höchst­
richterlichen Entscheidimg benachteiligt und bevormundet 
das Vorenthalten von vorhandenen Informationen den Be­
troffenen auf eine unfaire Weise und darf künftig in keinem 
Bußgeldverfahren mehr praktiziert werden, weil sie schlicht 
verfassungs- und grundrechtswidrig ist. 

Der dritte Aspekt der Entscheidung ist nicht ausdrücklich 
beschrieben worden, bedeutet aber letztlich eine juristische 
Abrechnung mit der Entscheidung des saarländischen Ver­
fassungsgerichtshofes, wonach das Grundrecht auf wirksa­
me Verteidigung in einem Bußgeldverfahren über eine Ge­
schwindigkeitsüberschreitung auch das Recht einschließt, 
dass die Rohmessdaten der Geschwindigkeitsmessung in je­
dem Fall zur nachträglichen PlausibilitätskontroUe zur Verfü­
gung stehen müssen (Verfassungsgerichtshof des Saarlandes, 
Urteil vom 5. Juli 2019 - Lv 7/17, Juris), und zwar selbst 
dann, wenn die eingesetzte Messtechnik eines standardisier­
ten Messverfahrens aus Softwaregründen gar nicht dazu in 
der Lage ist, die Rohmessdaten zu erheben und zu speichern. 
Mit dieser juristischen Fehleinschätzung einer Überhöhung 
des Anspruchs auf ein faires Verfahren hatte sich der Verfas­
sungsgerichtshof Saarbrücken im Sommer 2019, getrieben 
durch eine saarländische Anwaltschaft, die im Verfassungs­
gerichtshof mit eigenen Vertretern kurzzeitig die Richterrobe 
überwirft, bundesweit in die juristische Isolation begeben, 
sodass ihm kein anderes Obergericht eines Bundeslandes ge­
folgt ist. Vielmehr haben sich diese Obergerichte nach und 
nach deutlich gegen diese die Verkehrssicherheit im Ergeb­
nis negativ beeinträchtigende Spruchpraxis positioniert (vgl. 
dazu zuletzt das O L G Oldenburg, Beschl. v. 4.3.2021 - 2 Ss 
(OWi) 63/21, Juris). 

Nun hat also auch das BVerfG die Verteidigung in dem 
Sinne gestärkt, ihr die Möglichkeit einer eigenständigen 
Überprüfung des Messergebnisses mittels der bei der Buß­
geldstelle vorhandenen Informationen nicht abzuschnei­
den. Nicht entschieden wurde aber über die juristisch 
irrlichternde und taktisch durchschaubare Ansicht des 
VerfGH Saarbrücken, jedes standardisierte Messverfahren 
müsse technisch dazu in der Lage sein, Rohmessdaten zu 
erheben. Wer diesen Aspekt in die neue Entscheidung des 
BVerfG hineindeuten wollte, befände sich ebenso im Irr­
tum wie sich die Verfassungsrichter aus dem Saarland auf 
einem juristischen Irrweg befinden. 

Prof Dr. jur. Dieter Müller, Bad Dürrenberg 
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